
Im Kreis Merseburg wird in geeigneten Strafverfah
ren folgende Methode praktiziert: Die Untersuchungs
führer informieren die verantwortlichen Betriebsleiter, 
wenn gegen einen Mitarbeiter des Betriebes der Ver
dacht einer Straftat besteht (§ 102 Abs. 2 StPO). Der 
Betriebsleiter wird aufgefordert, die Information im 
jeweiligen Kollektiv mit dem Ziel auszuwerten, einen 
Kollektivvertreter und andere gesellschaftliche Kräfte 
zur Mitwirkung im Verfahren zu gewinnen und die 
Werktätigen zur Unduldsamkeit gegenüber begünsti
genden Bedingungen von Straftaten sowie zur Erzie
hung von Rechtsverletzern zu mobilisieren. Mit Hilfe 
deliktsspezifischer Fragebogen werden die Kollektiv
vertreter auf ihr Auftreten in der Hauptverhandlung 
gründlich vorbereitet.

Die Erfahrungen im Kreis Merseburg zeigen, daß seit
her die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im Straf
verfahren qualifizierter und aussagekräftiger geworden 
ist.

Diese am Beispiel des Kreises Merseburg demonstrierte 
Initiative steht im Bezirk Halle und in der Republik 
nicht allein, denn die objektiven gesellschaftlichen Be
dingungen drängen nach Lösungswegen. Es ist auch not
wendig, nach weiteren Methoden zu einer rationelleren 
und gleichzeitig gesellschaftlich effektiveren Verfah
rensgestaltung auf der Grundlage strikter Beachtung 
der gesetzlichen Bestimmungen zu suchen. So ist es 
z. B. dringend erforderlich, praktikable Kriterien für 
die Anwendung des Strafbefehlsverfahrens und des 
beschleunigten Verfahrens auszuarbeiten.
Nicht alles läßt sich durch Vermittlung von Erfah
rungswerten durchsetzen. Vielmehr ist es erforderlich, 
daß zu einer Reihe weiterer Fragen eine verbindliche 
Orientierung der zentralen Rechtspflegeorgane erfolgt.
Insgesamt wird der Kampf um eine hohe gesellschaft
liche Wirksamkeit der Verfahren ein wichtiger Bei
trag der Rechtspflegeorgane zur Vorbereitung des 
VIII. Parteitages der SED sein.

CHRISTOPH KAISER, Richter am Obersten Gericht

Einige Probleme der Jahresendprämie aus der Sicht der Rechtsprechung

Streitigkeiten über die Zahlung von Jahresendprämien 
nehmen in der Rechtsprechung einen nicht unbeacht
lichen Umfang ein. Die Ursachen derartiger Konflikte 
liegen teils in Unsicherheiten bei der Auslegung der 
nicht allenthalben umfassenden Regelungen, teils aber 
auch darin, daß Leitungen der Betriebe und Werktätige 
Anliegen und Ziel der Regelungen nicht genügend ver
stehen. Aufgabe der Gerichte ist es daher, Grundsätze 
und Maßstäbe zur einheitlichen Anwendung der Vor
schriften über die Jahresendprämie zu entwickeln 
und damit zugleich auf die betriebliche Praxis Einfluß 
zu nehmen. .v
Im folgenden soll ein Überblick über die bedeutsamsten 
der in der Praxis der Gerichte aufgetretenen Fragen
komplexe vermittelt und zugleich der erreichte Stand 
bei der Klärung der Fragen kritisch gewürdigt werden.

Zur gegenwärtigen Rechtslage

Mit Wirkung vom 1. Januar 1971 ist die VO über die 
Planung, Bildung und Verwendung des Prämienfonds 
und des Kultur- und Sozialfonds für das Jahr 1971 
— Prämien VO 1971 — vom 20. Januar 1971 (GBl. II
S. 105) in Kraft getreten. Gemäß ausdrücklicher Rege
lung in § 25 Abs. 3 der PrämienVO 1971 sind aber für 
die Gewährung der Jahresendprämie 1970 noch die VO 
über die Bildung und Verwendung des Prämienfonds 
in den volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrie
ben, volkseigenen Kombinaten, den WB (Zentrale) 
und Einrichtungen für die Jahre 1969 und 1970 — Prä
mienVO 1968 — vom 26. Juni 1968 (GBl. II S. 490) 
nebst 1. DB vom 15. August 1968 (GBl. II S. 775), 2. DB 
vom 23. Dezember 1969 (GBl. 1970 II S: 5) und 3. DB 
vom 9. November 1970 (GBl. II S. 643) weiter anzuwen- 
den./l/
Zu den zu beachtenden Rechtsgrundlagen gehören auch 
die gemäß § 1 Abs. 3 der PrämienVO 1968 von den 
Leitern der zentralen staatlichen Organe zu erlassen- 

'den Regelungen, auf- die sich der sachliche Geltungs
bereich der PrämienVO (§ 1) nicht unmittelbar er
streckt. Oftmals werden diese Regelungen von den Be
trieben selbst, aber auch von den Konfliktkommissio
nen und Gerichten nicht oder nicht ausreichend beach

tet. Das Oberste Gericht hat deshalb in seinem Urteil 
vom 25. September 1970 — Za 11/70 — (NJ 1970 S. 685) 
hervorgehoben, daß die Gerichte zur allseitigen recht
lichen Würdigung auch Richtlinien' und Anweisungen 
zentraler Organe mit heranzuziehen haben, die in Ver
wirklichung der PrämienVO Einzelheiten der Voraus
setzungen für die Gewährung von Jahresendprämien 
im jeweiligen Bereich regeln. Der Erfüllung dieser 
Aufgabe kommt auch im Hinblick auf die Anleitung 
der Betriebe erhebliche Bedeutung zu.

Die PrämienVO 1971 gilt ebenfalls nicht unmittelbar 
für alle Bereiche (§ 1). Soweit Betriebe nicht un
mittelbar vom sachlichen Geltungsbereich der Prä
mienVO 1971 erfaßt werden, haben die zuständigen 
Leiter der zentralen Staatsorgane nach § 24 Regelun
gen zu treffen. Demnach behält die im genannten Ur
teil erhobene Forderung auch künftig ihre Berechti
gung. '

Anliegen und Zuführung der Jahresendprämie

§ 3 Abs. 3 GBA legt, ausgehend von der prinzipiellen 
Übereinstimmung der persönlichen und kollektiven 
Interessen mit den gesellschaftlichen Erfordernissen, 
fest, daß die ökonomischen Hebel der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung wirkungsvoll mit der materiellen 
Interessiertheit zu verbinden sind. Die Betriebskollek
tive sind an hohen ökonomischen Ergebnissen inter
essiert, da von der Erfüllung der Staatsplanaufgaben 
des Betriebes die Zuführung zum Prämienfonds • ab
hängt. Durch gute Leistungen trägt jeder einzelne 
Werktätige zur Erfüllung des Plans in allen seinen Tei
len bei und schafft dadurch mit die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Jahresendprämie im Betrieb 
(§ 53 Abs. 2 GBA).
Diesem Grundsatz entspricht die Festlegung, daß der 
Prämienfonds in den Betrieben selbst zu erwirtschaf
ten ist (vgl. § 7 Abs. 1 der PrämienVO 1968; § 2 Abs. 1 
der PrämienVO 1971). Jahresendprämie kann dann ge
zahlt werden, wenn das Volumen des Prämienfonds 
die Zahlung einer Jahresendprämie von mindestens 
einem Drittel eines Monatsverdienstes sowie eine 
leistungsgerechte Differenzierung zuläßt (§ 9 Abs. 1 der 
PrämienVO 1968; § 12 Ziff. 1 der PrämienVO 1971)./1/ Vgl. dazu Rudelt, Anmerkung zum Beschluß des Obersten 

Gerichts vom 29. Januar 1971 — Ua 8/70 — (TU 1971 S. 218).
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